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515. Verordnung: Übertragung der Geschäfte der Durchführung der Vorwarnung gemäß den §§ 6 und
7 des Smogalarmgesetzes an die Landeshauptmänner

516. Verordnung: Errichtung einer achten Notarstelle in Innsbruck
517. Verordnung: Errichtung einer vierten Notarstelle in Feldkirch
518. Verordnung: Höhe der Arbeitsvergütung der Strafgefangenen
519. Verordnung: Zulassung von Personen, die im Interesse Österreichs Hilfe im Ausland leisten, zur

freiwilligen Selbstversicherung in der Arbeitslosenversicherung

5 1 5 . Verordnung des Bundesministers für
Umwelt, Jugend und Familie vom 13. Oktober
1989, mit der den Landeshauptmännern die
Geschäfte der Durchführung der Vorwarnung
gemäß den §§ 6 und 7 des Smogalarmgesetzes

übertragen werden

Gemäß Art. 104 Abs. 2 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 wird die
Besorgung der vom Bundesminister für Umwelt,
Jugend und Familie wahrzunehmenden Geschäfte
der Durchführung der Vorwarnung gemäß den §§ 6
und 7 des Smogalarmgesetzes, BGBl. Nr. 38/1989,
den Landeshauptmännern übertragen.

Flemming

5 1 6 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 16. Oktober 1989 betreffend die
Errichtung einer achten Notarstelle in Inns-

bruck

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:

Im Sprengel des Landesgerichtes Innsbruck wird
mit Wirksamkeit vom 1. Juli 1990 eine weitere
Notarstelle mit dem Amtssitz in der Landeshaupt-
stadt Innsbruck errichtet.

Foregger

5 1 7 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 16. Oktober 1989 betreffend die
Errichtung einer vierten Notarstelle in Feld-

kirch

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:

Im Sprengel des Landesgerichtes Feldkirch wird
mit Wirksamkeit vom 1. Juli 1990 eine weitere
Notarstelle mit dem Amtssitz in Feldkirch errichtet.

Foregger

518. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 19. Oktober 1989 über die Höhe

der Arbeitsvergütung der Strafgefangenen

Auf Grund des § 52 Abs. 2 des Strafvollzugsgeset-
zes, BGBl. Nr. 144/1969, wird verordnet:

Artikel I
Die Höhe der Arbeitsvergütung der Strafgefan-

genen (§ 52 Abs. 1 des Strafvollzugsgesetzes, BGBl.
Nr. 144/1969) beträgt für die geleistete Arbeits-
stunde

a) für leichte Hilfsarbeiten 3,10 S
b) für schwere Hilfsarbeiten 3,70 S
c) für handwerksmäßige Arbeiten . . . . 4,20 S
d) für Facharbeiten 4,70 S
e) für die Arbeiten eines Vorarbeiters . 5,20 S

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1990 in

Kraft.
Foregger

5 1 9 . Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 17. Oktober 1989
über die Zulassung von Personen, die im
Interesse Österreichs Hilfe im Ausland leisten,
zur freiwilligen Selbstversicherung in der

Arbeitslosenversicherung

Auf Grund des § 3 Abs. 3 des Arbeitslosenversi-
cherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, in der
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Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 364/1989
wird verordnet:

Personen, die gemäß dem Bundesverfassungsge-
setz vom 30. Juni 1965 über die Entsendung
österreichischer Einheiten zur Hilfeleistung in das
Ausland auf Ersuchen internationaler Organisa-
tionen, BGBl. Nr. 173, einer in das Ausland
entsandten Einheit angehören, sind, soweit sie nicht
auf Grund anderer Vorschriften der Arbeitslosen-
versicherungspflicht unterliegen, nach Maßgabe des

§ 3 Abs. 3 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
1977, BGBl. Nr. 609, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 364/1989 zur freiwilligen Selbst-
versicherung in der Arbeitslosenversicherung zuge-
lassen. § 16 Abs. 6 Z 2 des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, gilt sinnge-
mäß.

Geppert


